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Geschäftsverteihmgs lan
des Bun esarbeitsgerichts für das Geschäftsjahr 1969
A. Gesdiäftsverteilung
I. Dem Erste  Senat sind zugewiesen: I
1. Die bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten nach § 2 Abs, 1 Nr 3 2
ArbGG,  
2. die Verfahren nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 ArbGG,
3. die Verfahren nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 ArbGG,
4. die Revisionsbeschwerden nach § 77 ArbGG, 1 
5. die bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten nach § 3 ArbGG, die
mit den Rechtsstreitigkeiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 ArbGG
in rechtlichem oder unmittelbarem wirtschaftlichem Zusam¬
menhang stehen,
6. die bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1
und 2 und § 3 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2
ArbGG, bei denen es sich im Verfahren bei dem Bundes¬
arbeitsgericht um folgende Rechtsgebiete handelt:
a) Vereinigungsfreiheit,
b) Arbeitskampfrecht,
c) Betriebsverfassungsrecht und Personalvertretungsrecht,
soweit es sich nicht um Fragen der Beendigung des Ar¬
beitsverhältnisses oder der Altersversorgung oder um
Urlaub oder um Gratifikationen oder um die in IV 3 ge¬
nannten Fälle handelt,
d) Schadenersatz und Regreß; diese Zuständigkeit des Senats
ist auch dann gegeben, wenn die an den Schadenersatz-
uncl Regreßstreitigkeiten beteiligten Personen Handels¬
vertreter, Handlungsgehilfen oder Handlungslehrlinge
sind. Der Erste Senat ist nicht zuständig für Schaden¬
eisatz- und Regreßstreitigkeiten, soweit es sich um
Fragen der Beendigung des Arbeitsverhältnisses oder der
Altersversorgung oder um Urlaub oder um Gratifikatio¬
nen handelt. Der Erste Senat ist auch nicht zuständig,
wenn die Schadenersatz- und Regreßansprüche von der
Auslegung von Tarifverträgen, Tarifordnungen und
statutarischem Recht in der Privatwirtschaft sowie bei
den alliierten Streitkräften abhängen (IV 2), ferner dann
nicht, wenn solche Schadenersatz- und Regreßansprüche
von der Auslegung von Tarifverträgen, Tarifordnungen
und statutarischem Recht im öffentlichen Dienst abhän¬
gen, sofern es sich um die in IV 3 genannten Fälle han¬
delt,
e) Auslegung von unmittelbar oder kraft Arbeitsvertrages
anwendbarem statutarischen Recht im öffentlichen Dienst,
insbesondere Recht der dienstordnungsmäßig Angestell¬
ten, soweit es sich nicht um folgende Fälle handelt:




dd) die unter IV 3 genannten Fälle,
ee) Fragen der Altersversorgung,
f) Arbeitnehmererfindungsrecht.
II. Dem Zweiten Senat sind zugewiesen:
1. Die bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1
und 2 und § 3 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2
ArbGG, bei denen es sich im Verfahren bei dem Bundes¬
arbeitsgericht um folgende Rechtsgebiete handelt:
a) Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Kündigung
oder in anderer Weise, mag es sich um die Anwendung
von Gesetzen, Verordnungen, Tarifordnungen, Tarifver¬
trägen, Betriebsvereinbarungen, statutarischem Recht
oder Arbeitsvert ägen oder um faktische Arbeitsverhält-
msse handeln. Dazu gehören auch Schadenersatzan- I
spruche, die sich aus der Beendigung des Arbeitsverhält¬
nisses ergeben,
b) Rechtsfragen aus Krankheit der Arbeitnehmer, soweit es I
sich nicht um Altersversorgung, Krankheit einer werden¬
den Mutter oder Wöchnerin, Urlaub oder Gratifikationen
handelt,
c) Regelungsgesetze zu Art. 131 des Grundgesetzes,
die Beendigung von Handelsvertreterverhältnissen,
Arbeitszeitrecht bei Bundesbahn und Bundespost.
III. Dem Dritten Senat sind zugewiesen:
Die bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1
und 2 und nach § 3 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2
ArbGG, bei denen es sich im Verfahren bei dem Bundes¬
arbeitsgericht um folgende Rechtsgebiete handelt:
a) Fragen der Altersversorgung,
b) Wettbewerbsrecht,
I c) Handelsrecht, soweit nicht nach I 6 d der Erste Senat, nach
II 1 a der Zweite Senat, nach IV 2 der Vierte Senat oder
nach Via und b der Fünfte Senat zuständig ist,
d) Auslegung von unmittelbar oder kraft Arbeitsvertrages
anwendbarem Tarifrecht oder Beamtenrecht zwischen
Parteien des öffentlichen Dienstes, soweit es sich nicht um
folgende Fälle handelt:
aa) Beendigung des Arbeitsverhältnisses,
bb) Urlaub,
cc) Gratifikationen,
dd) die unter IV 3 genannten Fälle,
ee) Rechtsfragen der Krankheit des Arbeitnehmers,
e) Hausarbeitstagsrecht,
f) Feiertagsrecht (Lohnzahlung an Feiertagen und Bezahlung
von Feiertagsarbeit),
g) Mutterschutzrecht sowie Fragen aus Krankheit der wer¬
denden Mutter und Wöchnerin, soweit nicht nach II 1 a
der Zweite Senat zuständig ist,
h) Jugendarbeitsschutzrecht ohne Jugendurlaub,
2. Handelsvertreterrecht, soweit nicht nach I 6 d der Erste Senat
und nach II 2 der Zweite Senat zuständig ist.
IV. Dem Vierten Senat sind zuge iesen:
Die bü gerlichen Rechtsstreitigkeiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1
und 2 und nach § 3 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2
ArbGG, bei denen es sich im Verfahren bei dem Bundesarbeits¬
gericht um folgende Rechtsgebiete handelt:
1. Allgemeines Tarifrecht,
2. Auslegung von Tarifverträgen, Tarifordnungen und st - (
tutarischem Recht in der Privatwirtschaft sowie bei den
alliierten Streitkräften, gleichgültig, ob diese unmittelbar
oder auf Grund Arbeitsvertrages Anwendung finden, so eit
es sich nicht um folgende Fälle handelt:




e) Rechtsfragen bei Krankheit der Arbeitnehmer,
3. Auslegung von unmittelbar oder kraft Arbeitsvertrages an¬
wendbaren Tarifverträgen, Tarifordnungen und statutari¬
schem Recht im öffentlichen Dienst   einschließlich von
Fragen der Beteiligung des Personalrates  , sofern es sich
um Streitigkeiten über die Eingruppierung, Höhergruppie-
rung, Umgruppierung und Rückgruppierung oder um solche
Streitigkeiten handelt, die die Beschäftigung von Arbeit¬
nehmern nach bestimmten Vergütungs- oder Lohngruppen
zum Gegenstand haben,
4. Rechtsstreitigkeiten, die im Schiedsverfahren nach § 101
Abs. 1 ArbGG entschieden worden sind,
5. Ansprüche gegen Drittschuldner,
6. Lohnsteuernachzahlungen,
V. Dem Fünften Senat sind zugewiesen:
1. Die bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1
und 2 und nach § 3 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2
Bundesrichter Gerd Meyer
Bundesrichter Henning
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f. WiPrüfers. u. Senat











(in erster Linie Senat
f Anwaltssachen,
außerdem Senat f.































Bundesrichter Dr. Dr. Spiegel
(4. StS)
Senatspräsident



























































Hill (außerdem V. ZS)
Offterdinger (außerdem V. ZS)
Dr. Faller










Vorsitzender (kr ft Gesetzes):
Mitglieder:
Senatspräsidentin


























V. Dienstgericht des Bundes
Besetzung für die Zeit vom 1. Januar 1967








(2. StS, Senat f. WiPrüfers. u. Senat f.
Steuerber.- u. Steuerbevollm.-Sachen)
Senatspräsident Prof. Dr. Sarstedt (5. StS)
Senatspräsident Scharpenseel (3. StS)
Bundesrichter Gerd Meyer
(2. StS, Senat f. WiPrüfers. u. Senat f.
Steuerber.- u. Steuerbevollm.-Sachen)
Bundesrichter Mormann (VIII. ZS)
Bundesrichter Dr. Hußla (III. ZS)
Bundesrichter Rudolf Schmitt (5. StS)
Senatspräsident Dr. Hauß (IV. ZS)
nichtständige Beisitzer:
a) Mitglieder des Bundesgerichtshofes:
Beisitzer: Senatspräsident Dr. Augustin (V. ZS)
Bundesrichter Dr. Kreft (III. ZS)
Vertreter: Bundesrichter Johannsen (IV. ZS)
Senatspräsident Dr. Kuhn (II. ZS)
Bundesrichter Dr. Börker (5. StS)") Nur bis 28. Februar 1969
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B. Besetzung der Senate
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ArbGG, bei denen e? sich im Verfahren bei dem Bundes¬
arbeitsgericht um folgende Rechtsgebiete handelt:
a) Urlaubsrecht einschließlich Jugendurlaub,
b) Gratifikationen aller Art,
c) Ansprüche aus Einzelarbeitsverträgen, für die nicht ein
anderer Senat zuständig ist,
2. die Rechtsstreitigkeiten aus dem Heimarbeitsrecht,
3. die Rechtsstreitigkeiten, die in Schiedsverfahren nach § 101
Abs. 2 ArbGG entschieden worden sind,
4. alle sonstigen Rechtsstreitigkeiten und Verfahren, für die
nicht ein anderer Senat zuständig ist,
5. die AR-Sachen, soweit nicht die in der Sache berührte
Materie in den Geschäftsbereich eines anderen Senats fällt.
VI.
1. Für die Zuständigkeit der Senate bleibt die Beteiligung einer
juristischen Person des öffentlichen Rechts außer Betracht,
wenn sie den Rechtsstreit gemäß § 2 Abs. 4 Satz 1 ArbGG
führt oder sich als Dritter (§§ 64 ff. ZPO) am Rechtsstreit
beteiligt,
2. Fragen der tariflichen Ausschlußfristen sind von dem jeweils
für die Sache zuständigen Senat zu behandeln.
VII. Bis zur Senatszuteilung sind zuständig:
1. Der Zweite Senat mit Ausnahme der zu VII 2 bezeichneten
Verfahren,
2. der Fünfte Senat, soweit die Parteibezeichnung ergibt, daß
das Verfahren den öffentlichen Dienst betrifft.
Die Senatszuteilung erfolgt, sobald die Zuständigkeit aus den
vorhandenen Unterlagen erkennbar ist.
VIII.
1. Erachtet der Vorsitzende eines Senats in einem bei seinem
Senat anhängigen Rechtsstreit die die Zuständigkeit seines
Senats begründenden Rechtsfragen für untergeordnet, so
kann er die Sache an den zuständigen Senat mit Zustimmung
des Vorsitzenden dieses Senats abgeben.
2. Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Senatsvorsitzen¬
den über die Senatszuständigkeit entscheidet das Präsidium
des Bundesarbeitsgerichts (s. § 2 Abs. 1 der Geschäfts¬
o dnung).
3. Rechtsstreitigkeiten, in denen ein Senat ein Urteil erlassen
hat und die nochmals, wenn auch wegen eines anderen
Teiles desselben Anspruchs, sei es in dem bisherigen, sei es
in einem neuen Rechtsstreit, an das Bundesarbeitsgericht
gelangen, gehören vor den nunm hr nach d i Geschäfts¬
verteilung zuständigen Sen t.
Diese Regelung greift auch Platz, wenn der Große Senat des
Bundesarbeitsgerichts auf Vorlage eines Senats Beschluß
gefaßt hat.
4. Dieser Geschäftsverteilungsplan tritt am 1. Januar 1969 in
Kraft mit der Maßgabe, daß auch die bis zum 31. Dezember
1968 eingegangenen Rechtsstreitigkeiten mit dem 1. Januar
1969 auf den Senat übergehen, der nach diesem Geschäfts¬
verteilungsplan zuständig ist.
B. Besetz ng der Senate
A. Senate
I. Senat
Vorsitzender: Präsident des Bundesarbeitsgerichts
Prof. Dr. Müller
Regelmäßiger Vertreter des Vorsitzenden:
Bundesrichter Dr. Schröder
1. richterlicher Beisitzer: Bundesrichter D . Schröder
2. richterlicher Beisitzer: Bundesrichter Wichmann
3. richterlicher Beisitzer: Bundesrichter Wendel
Regelmäßige Vertreter der richterlichen Beisitzer:




Vorsitzender: Senatspräsident Dr. König
Regelmäßiger Vertreter des Vorsitzenden:
Bundesrichterin Dr. Meier-Scherling
1. richterlicher Beisitzer: Bundesrichterin Dr. Meier-Scherling
2. richterlicher Beisitzer:  undesrichter Wichmann
3. richterlicher Beisitzer: Bundesrichter Dr. Rengier




Vorsitzender: Senatspräsident Prof. Dr. Stumpf
Regelmäßiger Vertreter des Vorsitzenden:
Bundesrichterin Prof. Dr. Flilger
1. richterlicher Beisitzer: Bundesrichterin Prof. Dr. Hilger
2. richterlicher Beisitzer: Bundesrichter Dr. Gröninger
3. richterlicher Beisitzer  Bundesrichter Dr. Thomas




Vorsitzender: Senatspräsident Dr. Poelmann
Regelmäßiger Vertreter des Vorsitzenden:
Bundesrichter Dr. Pecher
1. richterlicher Beisitzer: Bundesrichter Dr. Pecher
2. richterlicher Beisitzer: Bundesrichter Dr. Neumann





Vorsitzender: Senatspräsident Prof. Dr. Dr. Boldt
Regelmäßiger Vertreter des Vorsitzenden:
Bundesrichter Dr. Auffarth
1. richterlicher Beisitzer: Bundesrichter Dr. Auffarth
2. richterlicher Beisitzer: Bundesrichter Siara









Dem Großen Senat sind zugeteilt:






Bundesrichterin Prof. Dr. Hilger
Bundesrichter Dr, Gröninger
Bundesrichter Siara
C. Reihenfolge der Vertreter
Die regelmäßigen Vertreter der Bundesrichter werden in
der aufgeführten Reihenfolge nacheinander herangezogen,
und zwar in der Weise, daß eine möglichst gleichmäßige
Belastung erreicht wird.
D. Zuteilung der Bundesarbeitsrichter an die fünf Senate
I. Senat
Bundesarbeitsrichter aus den Kreisen der Arbeitnehmer:
Dr. Frey, Erich







Dr. Rothweiler, F iedrich
Vetter, Heinz
Wittholz, Joachim
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Dr. Dr. Löwisch, Günther
Riedel, Hansjürgen















Bundesarbeitsrichter aus den Kreisen der Arbeitgeber:
Dr. Hautmann, Wilhelm
Dr. Jung, Julius   auch IV. Senat  
Dr. Kaulen, Kurt
von Lossau, Fedo 
Dr. Müller, Franz
Dr  Müller, Gerhard
Dr. Schunorth, Hans




Bundesarbeitsrichter aus den Kreisen der Arbeitnehmers
Donnig, Hermann
Dr. Farthmann, Friedhelm





Röglin, Walter — auch V. Senat —
Dr. Wagner, Wilhelm
Willmann, Karl



























Dr. Jung, Julius   auch II. Senat —
Mügel, Max
Schulz-Rupp, Helmut
Dr. Schwennicke, Carl Hubert
Dr. Sohler, Herbert   auch V, Senat —
Dr. Zahn, Ma 
Dr. Zwerenz, Friedrich
V. Senat















von Oppen, Karl August
D . Dr. Schneider, Josef
Seiler, Herbert
Dr. Sohler, Herbert   auch IV. Senat  
Dr. Toeche-Mittler, Theodor
Dr. Wolf, Kurt
Erklärt sich ein Bundesarbeitsrichter für einen bestimmten
Terminstag für verhindert, oder wird der Termin. aufgehoben
oder vertagt, so tritt an die Stelle des ausfallenden Bundes¬
arbeitsrichters der nächste der Bundesarbeitsrichter gemäß
den obigen Listen. Der ausgefallene Bundesarbeitsrichter wird
erst dann wiede  zu einer Sitzung herangezogen, wenn er
in der Reihenfolge der Liste heransteht.
Bei plötzlicher Verhinderung eines geladenen Bundes-
aibeitsrichters kann, wenn die Heranziehun  eines anderen
Bundesarbeitsrichters aus der Liste des betreffenden Senats
nicht möglich ist oder auf erhebliche Schwierigkeiten stößt,
ein Bundesarbeitsrichter aus dem Stadtkreis Kassel, den Land¬
kreisen Kassel, Hann.-Münden, Witzenhausen, Eschwege,
Melsungen, Fiitzlar-Homber , Wolfhagen, Hofgeis ar und
darüber hinaus aus den Regierungsbezirken Kassel, Hildes¬
heim, Arnsberg oder aus der Stadt Frankfurt am Main heran¬
gezogen werden. Die danach in Frage kommenden Bundes-
arbeitsiichtez werdes  für die genannten Notfälle den fünf
Senaten des Bundesarbeitsgerichts zugeteilt. Die Bundes¬
arbeitsrichter sind jedesmal in der angegebenen örtlichen
Reihenfolge heranzuziehen. Sind in den einzelnen Kreisen
ehieie Bundesarbeitsrichter wohnhaft, so sind sie in alpha¬
betischer Reihenfolge heranzuziehen. Erklärt sich eine  der
genannten Bundesarbeitsrichter für verhindert, so tritt an
seine Stelle de  nächste zu berufende Bundesarbeitsrichter in
dei angegebenen Reihenfolge. Durch die He anziehung in
Notfällen ändert sich nichts an der Heranziehung der Bundes¬
arbeitsrichter in den Senaten, denen sie  ugeteilt sind, in der
vorgesehenen Reihenfol e.
E. Zuteilung der Bundesarbeitsrichter
an den Großen Senat
Bundesarbeitsrichter aus den Kreisen der Arbeitnehmer:
Bundesarbeitsrichter Dr. Wilhelm Wagner, Nürnberg
Bundesarbeitsrichter D . Erich Frey, Stuttgart
Regelmäßige Vertreter:
Bundesarbeitsrichter Helmut Pinther, Krefeld
Bundesarbeits ichter Gustav Fink, Hamburg
Bundesarbeitsrichter Adolf Wörner, Bad Cannstatt
Bundesarbeitsrichter Walter Röglin, Hamburg
Bundesaibeitsiichter aus den Kreisen der Arbeit eber:
Bundesarbeitsrichter Hans-Joachim Kettner, Köln
Bundesarbeitsrichter Dr. Dr. Günther Löwisch, Stuttgart
Regelmäßige Vertreter:
Bundesarbeitsrichter Horst Clemens, Bonn
Bundesa beitsrichter Günther Wieland, Köln
Bundesarbeitsrichter Dr. Erwin Gerland, Kassel
Bundesarbeitsrichter Hans Bernard, Karlsruhe
Bei den regelmäßigen Vertretern der Bundesarbeitsrichter
im Großen Senat tritt der zuerst aufgeführte Vertreter ein,
wenn du ch Verhinderung eines ständigen Mitgliedes eine
Vertretung notwendig wird. Bei Verhinderung des zuerst auf-
gefuhrten Vertreters tritt der nächstbezeichnete Vertreter ein
und so fort.
Dem 4. Strafsenat sind zugewiesen
1. die Revisionen in Strafsachen für den Bezirk des Oberlandes¬
gerichts Hamm;
2. die Revisionen in Verkehrsstrafsachen (einschließlich der
Eisenbahn- und Luftunfälle mit Ausnahme von Unfällen der
Berliner Stadtbahn);
3. die Entscheidungen nach § 27 des Deutschen Auslieferungs¬
gesetzes vom 23. De zember 1929.
Dem 5. (Berliner) Strafsenat sind zuge iesen
1. die Revisionen in Strafsachen für den Bezirk des Kammer¬
gerichts und fü  die Bezirke der Oberlandesgerichte Braun¬
schweig, Celle, Hamburg, Oldenburg und Schleswig;
2. die Revisionen gegen die Entscheidungen der in § 74 a GVG
bezeichneten Strafkammern des Bezirks des Kammergerichts,
die Fälle der Verschleppung und der politischen Verdäch¬
tigung (StGB §§ 234 a, 241 a) betreffen;
3. die Revisionen in Strafsachen gegen Entscheidungen aller
Gerichte, wenn es sich um die Anwendung des Berliner
Gesetzes zum Schutze der persönlichen Freiheit vom 14. Juni
1951, GVB1. 417, handelt;
4. die Entscheidungen des Bundesgerichtshofes gemäß § 23
Abs. 1, § 29 Abs. 1 EGGVG über die Rechtmäßigkeit der
Anordnungen, Verfügungen oder sonstigen Maßnahmen,
die von den Justizbehörden zur Regelung einzelner An¬
gelegenheiten auf dem Gebiet der Strafrechtspflege oder
von den Vollzugsbehörden im Vollzug der Freiheitsstrafen,
der Maß egeln der Siche ung und Besserung, des Jugend¬
arrests und der Untersuchungshaft get offen sind.
III. Große Senate
(nachrichtlich)
Die Zuständigkeit des Großen Senates für Zivilsachen des
Großen Senates für Strafsachen und der Vereinigten Großen
Senate ergibt sich aus dem Gerichtsverfassungsgesetz, dem
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, dem Deutschen
Richtergesetz, der Bundesrechtsanwaltso dnung, der Patent¬




Der Kartellsenat ist kraft Gesetzes für die Entscheidungen
über die in § 95 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän¬
kungen aufgeführten Rechtsmittel zuständig.
V. Dienstgericht des Bundes
(nachrichtlich)
Das Dienstgericht des Bundes ist kraft Gesetzes in denjenigen
Angelegenheiten von Richtern, Mitgliedern des Bundesrech-
nungshofes, Staatsanwälten sowie Bundes- und Landesanwäl¬
ten zuständig, die ihm durch das Deutsche Richtergesetz über¬
tragen sind.
VI. Senat für Notarsachen
(nachrichtlich)
Der Senat für Notarsachen ist kraft Gesetzes für diejenigen
Angelegenheiten zuständig, die in der Bundesnotarordnung
dem Bundesgerichtshof zugewiesen sind, mit Ausnahme der
Entscheidungen nach § 108 Abs. 2 BNotO i. V. m. § 109 BRAO,
für die der III. Zivilsenat zuständig ist.
VII. Senat für Anwaltssachen
(nachrichtlich)
Der Senat für Anwaltssachen ist kraft Gesetzes für diejenigen
Angelegenheiten zuständig, die in der Bundesrechtsanwalts¬
ordnung dem Bundesgerichtshof zugewiesen sind, mit Aus¬
nahme der Entscheidungen nach § 109 BRAO, für die der III.
Zivilsenat zuständig ist.
VIII. Senat für Patentanwaltssachen
(nachrichtlich)
Der Senat für Patentanwaltssachen ist kraft Gesetzes für
diejenigen Angelegenheiten zuständig, die in der Patentanwalts¬
ordnung dem Bundesgerichtshof zugewiesen sind, mit Aus¬
nahme der Entscheidungen nach § 93 Abs. 2 Patentanwalts-
Ordnung, für die der III. Zivilsenat zuständig ist.
IX. Senat für Wirtschaftsprüfersac en
(nachrichtlich)
Der Senat für Wirtschaftsprüfersachen ist kraft Gesetzes für
diejenigen Angelegenheiten zuständig, die in der Wirtschafts¬
prüferordnung dem Bundesgerichtshof zugewiesen sind, mit
Ausnahme der Entscheidungen nach § 77 Abs. 2 der Wirt¬
schaftsprüferordnung, für die der III. Zivilsenat zuständig ist.
X. Senat für Ste erberater- und Steuerbevollmächtigten-
sachen
(nachrichtlich)
Der Senat für Steuerberater- und Steuerbevollmächti ten¬
sachen ist k aft Gesetzes für diejenigen Angelegenheiten zu¬
ständig, die in dem Steuerberatungsgesetz dem Bundesgerichts¬
hof zugewiesen sind, mit Ausnahme der Entscheidungen nach





Erachtet ein Senat vor Anberaumung eines Termins zur
mündlichen Verhandlung einer bei ihm anhängig gemachten
Sache einstimmig, daß sie nach der Art des anzuwendenden
Rechtes vor einen anderen bestimmten Senat gehöre, so ist sie
dorthin abzügeben, falls nicht die Abg be aus besonderen
Gründen unzweckmäßig erscheint. Der Äbgabebeschluß ist für
den Senat, an den die Sache verwiesen ist, bindend.
• IL
Kommen für den in der Revisionsinstanz noch streitigen Teil
eines Rechtsstreits entscheidend auch Fragen a s einem Rechts¬
gebiet in Betracht, für das nicht der Senat, bei dem die Sache
anhängig ist und vor den sie nach dem Geschäftsverteilungs¬
plan gehört, sondern ein anderer SenaJ zuständig ist, so kann,
wenn das aus besonderen Gründen zweckmäßig erscheint, die
Sache an diesen Senat mit dessen Zustimmung abgegeben wer¬
den.
III.
1. Rechtsstreitigkeiten, in denen ein Senat eine Entscheidung
erlassen hat und die nochmals, wenn auch wegen eines an¬
deren Teiles desselben Anspruchs, sei es in dem bisherigen
oder in einem neuen Prozeß, an den Bundesgerichtshof ge¬
langen, gehören vor jenen Senat, selbst wenn inzwischen
eine Änderung der Geschäftsverteilung Platz gegriffen hat.
Die Sache kann jedoch dem nach dem Geschäftsverteilungs¬
plan an sich zuständigen Senat mit dessen Zustimmung zu¬
gewiesen werden, wenn besondere Gründe hierfür sprechen.
2. Rechtsstreitigkeiten in Zivils chen, die im Geschäftsjahr
1968 auf einen anderen Senat iibergegangen sind, gehören
in Abweichun  von Absatz 1 auch dann zu dem für d s
Sachgebiet nunmehr zuständigen Senat, wenn sie nochmals
an den Bundesgerichtshof gelangen (sog. Rückläufer).
IV.
1. Für Vertragshilfesachen aus dem Vertragshilfegesetz vom
26. März 1952 ist jeweils derjenige Zivilsenat zuständig, zu
dessen Rechtsgebiet die zu regulierende Verbindlichkeit ge¬
hört, Sind mehrere Verbindlichkeiten zu regulieren, so ent¬
scheidet die dem Betrage nach höchste Verbindlichkeit.
2. Für Rechtsstreitigkeiten über Vergleiche ist derjenige Senat
zuständig, dem das Rechtsgebiet zugewiesen ist, auf das
sich der Vergleich bezieht.
V.
Rechtsbeschwerden nach § 79 des Gesetzes über Ordnungs¬
widrigkeiten vom 24. Mai 1968 sind im Hinblick auf die Ge¬
schäftsverteilung wie Revisionen zu behandeln.
VI.
Strafsachen, in denen ein Senat eine Entscheidung erlassen
hat und die nochmals an den Bundesgerichtshof gelangen,  er¬
den wieder von diesem Senat bearbeitet, selbst wenn der Ge¬
schäftsverteilungsplan inzwischen geändert wo den ist.
VII.
Betrifft in einer Vorlegungssache die zur Entscheidung ge¬
stellte Rechtsfrage ein Rechtsgebiet, das zur Zuständigkeit
eines bestimmten Strafsenats gehört, so ist dieser Senat für
die Entscheidung über die Vorlegungssache zuständig, gleich¬
gültig, ob sich die Vorlegung auf § 120 Abs. 3 GVG oder auf
§121 Abs. 2 GVG stützt.
